
702 28. J U N I  1928

403
E 2001 (C) 5/105

Der Vorsteher des Politischen Departementes, G. Mot ta, 
an den Vorsteher des Militär departementes, K. Scheurer

Kopie
S  SA. Bern, 28. Juni 1928

Wir beehren uns, mit nachstehenden Ausführungen auf Ihr Schreiben vom 
12. April betreffend die Ratifikation der von der Konferenz für die Kontrolle des 
internationalen Handels mit Waffen, Munition und Kriegsmaterial im Jahre 
19251 aufgestellten Texte zurückzukommen.

In dem Ihrem Schreiben beigegebenen Berichte der Generalstabsabteilung wird 
zunächst der Standpunkt vertreten, dass mit der Ratifikation des Gaskriegproto­
kolls zugewartet werden sollte, bis das Protokoll von sämtlichen europäischen 
Staaten ratifiziert sein wird und wir selbst genügende Vorbereitungen für den Gas­
krieg getroffen haben werden. Diese Auffassung wird unter anderm damit be­
gründet, dass es in der Schweiz kaum verstanden würde, wenn wir dieses Proto­
koll ratifizierten, dessen ungeachtet jedoch die Rüstungen für den Gaskrieg fort­
setzen würden.

Wir fragen uns, ob dieser Erwägung nicht ein Missverständnis zugrunde liege. 
Gemäss dem Schlussabsatze des Protokolls sollen dessen Bestimmungen nur gel­
ten zwischen denjenigen Staaten, die dem Protokolle beigetreten sind. Rechtlich 
besteht somit kein Zweifel darüber, dass Rüstungen der einzelnen Staaten für den 
Gaskrieg zulässig bleiben, auch nachdem sie das Protokoll ratifiziert haben. Es 
will uns sogar scheinen, dass die Rechtfertigung ihrer Rüstungen für den Gas­
krieg denjenigen Staaten leichter fallen wird, die ihrerseits diese Ratifikation voll­
zogen haben. Sie werden umso eher darauf hinweisen können, dass es nicht in 
ihrer Macht liegt, dem Protokoll universelle Anerkennung zu verschaffen, dass 
aber die Gefahr des Gaskrieges nach wie vor besteht, solange einzelne Staaten 
dem Protokolle fern bleiben. Da die schweizerische Delegation bekanntlich 
seinerzeit sehr aktiv an der Aufstellung des Gaskriegprotokolls mitgewirkt h a t2 
und da es auch nach der Auffassung Ihres Departements ausserordentlich wün­
schenswert wäre, wenn das im Protokoll niedergelegte Verbot allgemeine Geltung 
erlangte, würden wir besonderen Wert darauf legen, wenn schweizerischerseits die 
Ratifikation der Vorlage nicht auf unbestimmte Zeit verschoben werden müsste.

Unseres Erachtens wäre es durchaus möglich, die Ratifikation des Gaskrieg­
protokolls getrennt von der Ratifikation des Übereinkommens betreffend die 
Kontrolle des internationalen Waffen- und Munitionshandels vorzunehmen. Wir 
hätten es allerdings begrüsst, die Ratifikation auch dieses Übereinkommens, 
wenigstens durch Ausarbeitung der erforderlichen Botschaft an die Räte, vorzu­
bereiten. Der Bundesrat hat bekanntlich seinerzeit beschlossen, das Übereinkom-

1. Nr. 386.
2. Vgl. N r.57.
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men unterzeichnen zu lassen, in der Meinung, dass dessen Ratifikation «erst dann 
vorgenommen werden soll, wenn die wichtigeren an der Produktion von Waffen, 
Munition und Kriegsmaterial beteiligten Staaten ihrerseits die Konvention endgül­
tig annehmen». In der an die Räte zu richtenden Botschaft wäre also gegebenen­
falls darauf hinzuweisen, dass die Ratifikation durch den Bundesrat erst nach Er­
füllung dieser Voraussetzung erfolgen wird. Sollten Sie indessen die von der Gene­
ralstabsabteilung am Schluss ihres Berichtes erwähnte Auffassung teilen, dass als 
weitere Voraussetzung für die Ratifikation dieses Übereinkommens auch noch 
das Inkrafttreten einer Konvention über die Fabrikation von Waffen, Munition 
und Kriegsmaterial treten müsse, so dürfte es als verfrüht erscheinen, mit unsern 
Vorschlägen schon heute an die Bundesversammlung heranzutreten.

Wir wären Ihnen sehr zu Dank verpflichtet, wenn Sie den vorstehend berühr­
ten Fragen Ihre nochmalige Aufmerksamkeit widmen wollten.
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Der Chef der Abteilung fü r  Auswärtiges des Politischen Departementes, 
P.Dinichert, an den schweizerischen Gesandten in Paris, A .D unant

Kopie
S  RD Berne, 6 juillet 1928

Nous avons eu l’honneur de recevoir votre rapport du 3 juillet1 et nous vous 
remercions vivement de la nouvelle démarche que vous avez faite auprès du 
Ministère des Affaires étrangères en vue de tenter d’obtenir que le Sénat français 
aborde enfin l’examen du traité de conciliation et d’arbitrage obligatoires conclu 
entre la Suisse et la France le 6 avril 1925.

Nous avons appris avec regret qu’il semble exclu que cet examen ait lieu avant 
les vacances parlementaires. Nous vous serions très reconnaissants de continuer 
à ne négliger aucune occasion d’insister auprès du Gouvernement français sur la 
nécessité d’en finir et sur les inconvénients multiples qu’entraînent, pour les rela­
tions entre la Suisse et la France, les méthodes de temporisation pratiquées par 
M. Victor Bérard2.

Ajoutons, à titre confidentiel et pour votre orientation personnelle seulement, 
qu’indépendamment des diverses questions actuellement pendantes dont la solu­
tion serait facilitée par l’entrée en vigueur du traité franco-suisse de conciliation et 
d’arbitrage obligatoires, il pourrait, de l’avis de M. Logoz, être utile, pour le déve­
loppement de la procédure ouverte devant la Cour permanente de Justice interna­
tionale au sujet de l’affaire des zones, que ce traité pût être invoqué à titre supplé- 
toire au cas où des difficultés surgiraient touchant l’interprétation du compromis 
du 31 octobre 1924.

1. Nicht abgedruckt.
2. Vgl. die diesbezüglichen Voten in der D ebatte des Nationalrates über den Geschäftsbericht pro 
1928 am 11 .6 .1929, im: Sten. Bull. NR, 1929, S. 295 und 302.
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